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D ie künftige Gestalt der Exzellenz-
initiative scheint zunehmend zu ei-

ner Machtfrage zwischen Bund und
Ländern zu werden. Immer deutlicher
zeigt sich, dass der Bund offenbar be-
fürchtet, die unterschiedlichen Interes-
senlagen der Länder nicht zu einem be-
schlussfähigen Konsens führen zu kön-
nen, der nötig ist, um in der Gemeinsa-
men Wissenschaftskonferenz (GWK)
und darüber hinaus in der Ministerprä-
sidentenkonferenz zu einem Ergebnis
zu gelangen. Es sind kaum Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) und
Wissenschaftsrat, die den Bund unter
Druck setzen, sondern der Bund selbst
scheint ein vitales Interesse daran zu
haben, vor der Bundestagswahl im Jah-
re 2017 zu einer Entscheidung zu gelan-
gen. Nach dem derzeitigen Zeitplan ist
damit allerdings nicht zu rechnen.
Wann immer die Frage nach der Zu-
kunft der Exzellenzinitiative auftaucht,
folgt von Bundesseite umgehend der
Verweis auf die sogenannte Imboden-
Kommission, die bisherige Exzellenz-
initiative evaluieren und ihre Ergebnis-
se im Januar 2016 vorlegen soll. Bis
zum März 2016 müsste dann ein Ver-
tragsentwurf vorliegen, der von der
GWK beschlossen würde, vor der Som-
merpause wäre eine rasche Entschei-
dung der Ministerpräsidentenkonfe-
renz vonnöten. Bund und Länder müss-
ten sich bis dahin auf künftige Förder-
formate und Kriterien geeinigt haben.
Umstritten ist vornehmlich das soge-
nannte Zukunftskonzept. Wenn es
nicht weiterbesteht, müsste ein Äquiva-
lent gefunden werden.

Doch der Dissens verläuft nicht nur
zwischen den unterschiedlichen Inter-
essen bereits geförderter, besser situier-
ter Länder und denjenigen, die nun
auch endlich eine Krume vom Exzel-
lenzkuchen abbekommen möchten,
sondern auch in der Koalition im Bund
selbst. Während die Union auf Spitzen-
forschung an Universitäten setzt, lieb-
äugelt die SPD mit Zentren, in denen
eine Universität federführend agiert,
sich aber mit regionalen Partnern, auch
Wirtschaftsunternehmen zusammen-
tut. Dahinter verbirgt sich der alte Dis-
sens zwischen Spitzen- und Breitenför-
derung, der bei der Exzellenzinitiative
von Anfang an für erbitterten Streit sor-
te. Es ist nicht unwahrscheinlich, dass
der Zwist am Ende durch einen Kuh-
handel gelöst wird: Bleibt es bei der
Spitzenförderung in der Exzellenzini-
tiative, wird die Breitenförderung mög-
licherweise beim wissenschaftlichen
Nachwuchs zum Leitprinzip.

Bei einem straffen Zeitplan könnte
die Ausschreibung für die künftige Ex-
zellenzinitiative im Juli oder August
2016 veröffentlicht werden. Für die öf-
fentliche Wirkung wäre es fatal, wenn
das bisherige zweistufige Verfahren
(Antragsskizze und danach Vollantrag)
plötzlich nicht mehr gälte. Sollten die
Antragsskizzen bis November 2016 vor-
liegen, könnten sie bis zum März gesich-
tet und begutachtet werden. Erst da-
nach könnten die vollständigen Anträ-
ge gestellt werden. Das wird jedoch
kaum vor Dezember 2017 sein und
heißt für die betroffenen Universitäten,
dass die Semesterferien mit Antrags-
schreiben ausgefüllt sind. Allein der
Bund veranschlagt in seinen World-
Map-Forschungsinfrastrukturen einen
Zeitaufwand von vier Monaten, um die
Anträge zu prüfen. Selbst bei einem ehr-
geizigen Zeitplan ist mit einer Entschei-
dung über die Vollanträge erst im ers-
ten Quartal 2018 zu rechnen. Die För-
derung könnte dann frühestens am 1.
November 2018 beginnen, also erst ein
Jahr nach der Bundestagswahl.  oll.

D
er 10 Jahre alte Florian tritt vol-
ler Vorfreude in die 5. Klasse
des Gymnasialzweigs einer
nahe gelegenen Gesamtschule

ein. Er bringt gute Noten mit, obwohl er
an Lese-Rechtschreib-Schwäche (LRS) lei-
det. Nach zwei Monaten sind Zuversicht
und Lernwille des Kindes dahin. In Eng-
lisch und Deutsch wird die Rechtschrei-
bung umstandslos in die Benotung einbe-
zogen, und die ersten Arbeiten fallen man-
gelhaft aus. Die Eltern intervenieren bei
den Fachlehrern, beim Schulzweigleiter.
Niemand hatte einen Blick in die Schüler-
akte Florians getan. Sein LRS-Problem
war den Pädagogen nicht bekannt.

Die Eltern verwiesen auf die einschlägi-
gen Handreichungen des Kultusministeri-
ums und erbaten eine Förderdiagnostik,
einen Förderplan und einen Nachteilsaus-
gleich für ihr Kind. Der Schulzweigleiter
wusste genau, dass das Recht auf Seiten
des Kindes ist, und sagte den Eltern: „Sie
können das durchsetzen, aber Ihr Kind
passt nicht in das Leistungsprofil unserer
Schule. Wir setzen Lesekompetenz,
Schreibkompetenz und die daraus erwach-
sende Methodenkompetenz voraus. Da
wird Ihr Kind es schwer haben.“ Die El-
tern kapitulierten und meldeten ihr Kind
an einer anderen Schule an.

Drei Komposita des magischen Wortes
„Kompetenz“ sorgten hier – im Zeitalter
der Inklusion – für Exklusion, schließen
ein lernfähiges Kind eiskalt aus. Solche
Kompetenzen gibt es in Hülle und Fülle;
sie betreffen alle Fächer und Aktivitäten
der Kinder und haben Eingang gefunden
in die Lehrpläne und die Lehrerausbil-
dung. Das liest sich dann so: „Gemein-
sam mit den beiden anderen gesell-
schaftswissenschaftlichen Fächern ist im
vorliegenden Lehrplan die Aufgliede-
rung in folgende Einzelkompetenzen vor-
genommen worden: Sachkompetenz, Me-
thodenkompetenz, Beurteilungskompe-
tenz, Orientierungskompetenz und Hand-
lungskompetenz.“ Die Kompetenzen sei-
en im Sinne einer hermeneutischen Pro-
gression eng miteinander verschränkt.
Die Sachkompetenz als Leitkompetenz
und, daraus resultierend, die Beurtei-
lungskompetenz als deren dritte Niveau-
stufe würden prozessorientiert mit Hilfe
der Methodenkompetenz entwickelt. Aus
der Sachkompetenz wiederum leite sich
die Orientierungskompetenz ab, die zur
Handlungskompetenz hinführe.

Dieser Text bildet die Basis des saarlän-
dischen Geschichtsunterrichts an Gymna-
sien. Es dominieren Passivsätze, als
deren Subjekte die verschiedenen Kompe-
tenzen fungieren. Ihr Zusammenwirken
gleicht einer Maschine, deren Räder einan-
der in einem komplexen Mechanismus an-
treiben. In der Anwendung für die 6. Klas-
se heißt es dann hochtrabend: Die Kinder
„ . . . ordnen sich in den Ablauf der Ge-
schichte ein“ oder „zeigen den Unter-
schied zwischen Mensch und Tier auf“.
Was heißt das konkret? Diese Vorgaben
führen in der Fachkonferenz eines Saarbrü-
cker Gymnasiums zu Konflikten über die
Frage, ob die Schüler überhaupt Ge-
schichtszahlen lernen sollen oder jeweils
dann googeln dürfen, wenn es notwendig
erscheint. Man einigt sich schließlich dar-
auf, die Daten bei schriftlichen Arbeiten
in die Aufgabenstellung einzuarbeiten, da-
mit den Schülern das Interpretieren leich-
ter fällt und damit der Nachweis der Beur-
teilungskompetenz ermöglicht wird.

Turbulent geht es auch auf dem Eltern-
abend einer Frankfurter Grundschule zu.
Die Eltern verlangen, dass die Kinder
Kopfrechnen und Schätzen lernen, wäh-
rend der Lehrer über die Didaktik des Zeh-
nerübergangs nach Kutzer referiert und
die „Erfassungskompetenz von Mengen

und Mächtigkeit“ für wichtiger hält als
„stures Rechnen“, zumal in jedem Smart-
phone ein Rechner eingebaut sei, der von
den Kindern ohnehin genutzt werde. Die
Parallelklasse ist weniger theoriekompe-
tent. Sie absolviert einmal pro Woche eine
„Rechenolympiade“ und hat sich auch das
große Einmaleins erschlossen. Der Unter-
schied zwischen beiden Klassen bleibt un-
erkannt, denn für die Vergleichsarbeiten
wird der reguläre Unterricht wochenlang
der Vorbereitung geopfert.

Vergleichbar verworren ist die Lage im
Fremdsprachenunterricht: Seit vielen Jah-
ren dürfen einsprachige Wörterbücher be-
nutzt werden, was vielen Schülern das mü-
hevolle Vokabellernen als entbehrlich er-
scheinen lässt. Inzwischen breiten sich
auch zweisprachige Wörterbücher in Ge-
stalt der „Leo-App“ auf Smartphones aus.
„Die halbe Unterrichtszeit geht fürs Nach-
schlagen drauf, und es ist schier unmög-

lich, die Schüler zu zwingen, sich Wortfel-
der zu relevanten Themen anzueignen“,
resümiert ein Anglist und beklagt, dass
aus dem gleichen Grund die Klausuren
immer kürzer ausfallen und die mündli-
chen Abiturprüfungen mit einem sehr re-
stringierten Code ablaufen. Die didakti-
schen Freunde des zweisprachigen Wör-
terbuchs hingegen finden es schon beacht-
lich, wenn Schüler überhaupt merken,
dass sie Worte nicht verstehen oder ver-
wenden möchten, und loben die Metho-
denkompetenz, sich die gewünschte Infor-
mation blitzschnell zu verschaffen.

Didaktik ist die Kunst zu entscheiden,
was Schüler lernen müssen und warum.
Bis in die sechziger Jahre sollten sie Ein-
sichten gewinnen über ein gesichertes
Wissen. Die Bildungspläne listeten präzi-

se auf: Geschichtszahlen, mathematische
Techniken oder Wortbestände. Wörterbü-
cher gab es in den Fremdsprachen nicht,
nur Vokabelhilfen vom Lehrer, wenn ein
Wort bisher nicht „dran“ gewesen war.
Die Biologie lehrte die vier Mägen der
Kuh. Chemische Formeln oder die detail-
lierte Beschaffenheit der behandelten
geographischen Räume waren verbindli-
che Lerninhalte. Die Schüler sollten sich
erst eine Meinung bilden, wenn sie auf
profunder Faktenkenntnis fußte.

I n den siebziger Jahren wich dieser Po-
sitivismus den Lernzielen und ihrer
„Operationalisierung“: An der kom-
munikativen Leistung der Schüler

sollte sich ablesen lassen, ob sie die Lern-
ziele erreicht hatten. Dann wurden „affek-
tive Lernziele“ eingeführt. Sie beschrieben
Emotionen und Einstellungen, um derent-
willen der Unterricht überhaupt stattfand.

Das war ein eher linkes Projekt, das nicht
in allen Bundesländern Einfluss gewann
und erstmals eine Entkopplung der inhalt-
lichen Basis von der durch sie erzeugten
Meinung brachte. Es reichte, wenn sich die
Kinder voller Abscheu über die Sklaverei
in den Vereinigten Staaten äußerten. Soli-
de Kenntnisse über den amerikanischen
Bürgerkrieg waren dazu nicht vonnöten.

Die Entwicklung in den Bundeslän-
dern driftete immer weiter auseinander,
wobei sich die Distanz der verordneten
Schullehre vom „abfragbaren Wissen“ all-
gemein vergrößerte und die „Entrümpe-
lung“ der Lehrpläne als didaktische Paro-
le auch in eher konservativen Bundeslän-
dern hoffähig wurde – bis in unsere Tage
bei der Propagierung des achtjährigen
Gymnasiums. Die aktuelle Didaktik der

Kompetenzen kommt ohne ideologische
Begründungen daher, hat aber zu einer
verbreiteten Unsicherheit an den Schulen
darüber geführt, was denn eigentlich ver-
bindlich gelernt und behalten werden
muss. Dazu kommt, dass das Üben – von
Schülern noch nie geliebt – immer weni-
ger zum unterrichtlichen Repertoire ge-
hört. Die Lage kommentiert ein Professor
für die Didaktik einer Naturwissenschaft:
„Die Anforderungen an die Schüler kom-
men mir vor wie Geigenunterricht, bei
dem sie das Instrument beschreiben, Mu-
sikbeispiele anhören und dann sagen, wie
ihnen das alles gefällt. Eine Fülle an Kom-
petenzen lässt sich dabei gewinnen – nur
Geige spielen lernen sie nicht!“

Beim Besuch eines großen Bio-Bauern-
hofs durch eine 11. Klasse fragt der Besit-
zer die Schüler, ob sie wüssten, wie groß
ein Hektar sei. In die allgemeine Ratlosig-
keit spricht die gleichfalls ahnungslose

Lehrerin: „Roland, google das mal!“ Ro-
land flink und falsch: „100 000 Quadrat-
meter.“ Die Lehrerin: „Na, bitte!“ Der fas-
sungslose Bauer stellt die Sache richtig
und erfährt von den Schülern: „Ist doch
auch egal.“ Diese Klasse hat einen aus-
führlichen Kurs „Lernen lernen“ und ei-
nen weiteren zur „Methodenkompetenz“
hinter sich.

Der Begriff „Kompetenz“ ist tückisch
und vieldeutig. Ein Deutsch-Fachleiter
fragt die Referendare nach seiner Bedeu-
tung und hört zunächst „Zuständigkeit“
und „Befugnis“. Als „Fähigkeit“ kolli-
diert er mit der Einsicht der klassischen
Linguistik, dass die Kompetenz des Men-
schen grundsätzlich nicht erkennbar ist,
sondern allenfalls aufscheint in der „Per-
formanz“, im Sprachakt. Über das, was

mit Handlungs-, Beurteilungs- oder gar
Empathiekompetenz jeweils gemeint ist,
stellen endlose Konferenzen und pädago-
gische Tage keinen Konsens her. „Wir pla-
nen das Ungefähre“, resümiert ein Schul-
leiter die frustrierenden Debatten.

Die Entkopplung dessen, was die Schü-
ler im Unterricht hervorbringen, von
dem, was sie tatsächlich in Ausbildung,
Studium und Kulturleben brauchen, näm-
lich handfestes Wissen, ist eine der Ursa-
chen für die Inflation der Schulnoten. Die
falsch verstandene Kompetenzpädagogik
ist eine scheinbare Entlastung der Kinder
und Jugendlichen. Das, was sie versäumt,
belastet die jungen Menschen in ihrem
nachschulischen Leben, in dem sie sich –
ausweislich der Ausbildungsbetriebe und
Universitäten – zunehmend nicht kompe-
tent verhalten können.
Der Autor war Gymnasiallehrer und Ausbilder und
betreibt eine pädagogische Beratung.

Ende Juli hat das Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG) ein Urteil gefällt, das
auch den Landesverband für Legasthenie
und Dyskalkulie Hessen in Angst und
Schrecken versetzt hat: Das Gericht hat
die Klage zweier bayerischer Schüler abge-
wiesen, die den Hinweis auf Notenschutz
aufgrund ihrer Legasthenie aus ihrem Abi-
turzeugnis entfernt haben wollten. Die
Schüler hatten argumentiert, dass ein sol-
cher Vermerk diskriminierend wirke und
ihre Berufschancen einschränken könnte.
Wenn man mit Personalverantwortlichen
spricht, ist das eine berechtigte Sorge.
Dem Verband sind einige Schüler be-
kannt, die aus diesem Grund in Abschluss-
prüfungen auf die ihnen zustehenden
Nachteilsausgleiche und Schutzrechte ver-
zichtet haben. Aber nicht nur das hat das
Gericht abgelehnt, das BVerwG hat auch
den Notenschutz selbst als rechtswidrig
eingestuft!

In den von 23 Verbänden aus den Berei-
chen Pädagogik, Psychologie und Medizin
unter der Koordination der von Gerd
Schulte-Körner entwickelten „Leitlinien
zur Diagnostik und Förderung von Kin-
dern und Jugendlichen mit Lese-Recht-
schreibstörung“ werden neurobiologi-
sche/neurophysiologische Ursachen für
Legasthenie verantwortlich gemacht.
Meist sind mehrere Familienmitglieder be-
troffen, weshalb eine genetische Veranla-
gung angenommen wird, für die nach neu-
en Forschungen der Universität Würzburg
auch schon einige Gene identifiziert wor-
den sind. Da es sich um eine Veranlagung
handelt, kann Legasthenie, im Gegensatz
zur Lese-Rechtschreibschwäche, nicht ge-
heilt werden. Sie wird daher von der UN-

Behindertenrechtskonvention als Behin-
derung eingeordnet. Durch eine gute Le-
gasthenie-Förderung können meist nur be-
grenzte Verbesserungen erreicht werden,
mit zunehmendem Alter und abnehmen-
den Kompensationsfähigkeiten werden
die Probleme wieder stärker.

Die Rechtschreibung spielt in allen Fä-
chern eine Rolle. Die mangelnde Berück-
sichtigung ihrer Legasthenie in der Schu-
le wird von den betroffenen Kindern als
dauernder Stress erlebt. Der Versuch, die
Rechtschreibung in den Griff zu bekom-
men, absorbiert einen großen Teil der ver-
fügbaren Energie, die dann bei der inhalt-
lichen Bearbeitung des Stoffes fehlt.
Angst vor Versagen verschärft die Situati-
on zusätzlich, denn wie aus der Hirnfor-
schung bekannt, blockiert sie das Erinne-
rungsvermögen. Zu den direkten Auswir-
kungen der Legasthenie kommen also zu-
sätzliche Belastungen, die zu Benachteili-
gungen führen. Trotz meist normaler
oder überdurchschnittlicher Intelligenz
sind die Kinder oft nicht in der Lage, ihre
Fähigkeiten in entsprechenden Noten
und einem ihrer Begabung entsprechen-
den Bildungsabschluss zu zeigen.

Durch die Schwierigkeiten bei der
Rechtschreibung entsteht zudem eine Ket-
tenreaktion an negativen Folgen. Wie Stu-
dien zeigten, haben viele Rechtschreibfeh-
ler oder ein unklares Schriftbild negati-
ven Einfluss auf die Bewertung des In-
halts. Renate Valtin von der Abteilung
Grundschulpädagogik an der Humboldt-
Universität Berlin beschreibt die Auswir-
kungen von herausragenden negativen
Merkmalen auf die Notengebung. Nun
könnte man denken, wenn es schriftlich

schwierig ist, muss man versuchen, münd-
lich so viel herauszuschinden wie mög-
lich, aber auch hier sind betroffene Kin-
der benachteiligt, denn bis sie die Aufga-
benstellung erlesen und den Inhalt richtig
zugeordnet haben, hat ein anderer Schü-
ler die Antwort längst gegeben.

Aber nicht nur für die Kinder, sondern
für die ganze Familie sind die schulischen
Auswirkungen der Legasthenie eine gro-
ße Belastung. Unter dem Druck der Schu-
le wird zu Hause angefangen zu üben, es
wird zusätzlicher Förderunterricht organi-
siert. Anfangs können die Eltern oft nicht

nachvollziehen, warum ihr ansonsten in-
telligentes Kind solche Schwierigkeiten
in der Schule hat. Meistens wehren sich
die Kinder irgendwann gegen den zusätzli-
chen Druck, und die Eltern verzweifeln
an dem Spagat, ihr Kind einerseits zu för-
dern, um ihm einen begabungsgerechten
Schulabschluss zu ermöglichen, und ande-
rerseits Rücksicht zu nehmen auf das Er-
holungsbedürfnis ihres Kindes nach der
Anstrengung in der Schule.

Aus Sicht der Kinder wird ihnen in die-
ser Situation von allen Beteiligten signali-
siert: Du bist nicht in Ordnung. Aus dem

Gefühl der Unzulänglichkeit erwachsen
ein mangelndes Selbstwertgefühl und häu-
fig Schulangst, die im Extremfall zu sozia-
lem Rückzug führen kann.

Um der Benachteiligung von Legasthe-
nikern entgegenzuwirken, sieht das Schul-
recht einen Nachteilsausgleich etwa in
Form einer Zeitverlängerung bei Klassen-
arbeiten und den Notenschutz, also die
Nicht-Anrechnung von Rechtschreibfeh-
lern, vor. Der Rechtswissenschaftler Wolf-
ram Cremer vom Institut für Bildungsfor-
schung und Bildungsrecht und Inhaber
des Lehrstuhls für öffentliches Recht und
Europarecht an der Ruhr-Universität Bo-
chum hat gezeigt, dass diese Rechte von
der Behindertenrechtskonvention und
dem Grundgesetz gestützt werden. In der
Praxis herrscht allerdings ein restriktiver
Umgang mit Legasthenie vor, einzelne
Lehrer und Schulen bilden die Ausnahme.

Insbesondere mit dem Notenschutz tun
sich viele Lehrer schwer, obwohl es das
Mittel der Wahl ist, um den Kindern das
inhaltliche Arbeiten überhaupt erst zu er-
möglichen und zusätzliche Beeinträchti-
gungen durch Traumatisierungen zu ver-
meiden. Es ist nicht nachvollziehbar, war-
um man sich an dieser Stelle auch bei vor-
liegendem medizinischen Gutachten so
schwertut, wenn andererseits einem kör-
perbehinderten Schüler über die ganze
Schulzeit – ganz selbstverständlich und
berechtigterweise – Sportprüfungen erlas-
sen werden.

Daher benötigen wir dringend ein Um-
denken im Umgang mit legasthenen Kin-
dern, das zur Anerkennung und problem-
losen Umsetzung der Rechte der Betroffe-
nen führt. Dazu gehört als Erstes die An-

erkennung medizinisch fundierter Gut-
achten durch die Schulen statt der aktuell
üblichen Praxis der Lehrerentscheidung,
denn Lehrer sind nicht für die Diagnose
ausgebildet. Außerdem sollten Noten-
schutz und an den Einzelfall angepasste
Nachteilsausgleiche für jedes betroffene
Kind und ohne halbjährliche Wiederbe-
antragung gegeben werden, da es sich
um eine lebenslange, nicht heilbare Be-
hinderung handelt. Aktuell müssen El-
tern und Kinder alle sechs Monate zit-
tern, ob Nachteilsausgleich und Noten-
schutz gestrichen werden oder welche Ka-
tastrophe mit dem nächsten Lehrerwech-
sel über sie hereinbricht. Dringend not-
wendig ist daher auch eine intensive
Schulung der Lehrer, immer noch sind
die Kenntnisse über Legasthenie und
ihre weitreichenden Auswirkungen größ-
tenteils marginal oder überholt.

Und an dieser Stelle könnte das Urteil
des Bundesverwaltungsgerichts eine
Chance sein, denn es bemängelt die feh-
lende gesetzliche Grundlage, nicht den
Notenschutz an sich. Eine klare, für Leh-
rer und Schulen verbindliche gesetzliche
Regelung im Geiste der UN-Behinderten-
rechtskonvention könnte das schaffen,
worum bisher so viele Eltern gezwungen
sind, verzweifelt zu kämpfen: den legast-
henen Kindern zu ihrem Recht zu verhel-
fen. Der Einsatz lohnt, denn trotz allem
haben Legastheniker enorme Gaben. Vie-
le von ihnen sind zum Beispiel mathema-
tisch-technisch sehr begabt. Jetzt ist von
der Politik schnelles Handeln im Sinne
der betroffenen Kinder gefragt.
Die Autorin ist Zweite Vorsitzende des Landesver-
bands für Legasthenie und Dyskalkulie Hessen e. V.

Sollbrüche

Legastheniker haben es nicht nur in der Schule schwer
Ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zum Notenschutz versetzt Betroffene und Verbände in Angst und Schrecken / Von Sabine Behrent

Was sollen Schüler eigentlich lernen?

Heterogenität, Inklusion, Individualisierung: Ein Mathematiklehrer am Rande der Erschöpfung  Foto Thomas Raupach

Rechtschreibschwäche: In jedem Fall ein Imageschaden.  Foto Photothek

Immer weniger wissen
Lehrer und Kollegien,
was zum Grundbestand
eines Wissenskanons
gehört. Haben sie den
Kompetenzbegriff falsch
verstanden?

Von Klaus Ruß


